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48

Am Mittwoch, 26. Juni 2002, 17.30 Uhr, findet
eine öffentliche Sitzung des Rates der Stadt
Eschweiler im Rathaus, Ratssaal, Rathausplatz
1, 52249 Eschweiler, mit folgender Tagesord-
nung statt:

Tagesordnung

A) Öffentlicher Teil

A 1) Fragestunde für Einwohner

A 2) Genehmigung einer Niederschrift

A 3) Beitrittsbeschluss des Rates zur Ge-
nehmigungsverfügung des Landrates
des Kreises Aachen als untere staatli-
che Verwaltungsbehörde zur Haushalts-
satzung 2002

A 4) Haushaltssatzung 2002
Änderungen aufgrund Leistungsbezie-
hungen WBE und Stadt Eschweiler

A 5) Sockelförderung der „Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft Kreis Aachen mbH“
durch die Gesellschafter

A 6) Bürgerbegehren/Bürgerentscheide Aus-
bau Uferstraße und Bäderstandort Weis-
weiler;
hier: Antrag der UWG-Stadtratsfrak-

tion vom 10.06.2002

A 7) Bürgerbegehren Ausbau Uferstraße

A 8) Verein für allgemeine und berufliche
Weiterbildung (VABW);
hier: Satzungsänderung

A 9) 1. Nachtragssatzung zur Satzung über
die Erlaubnisse und Gebühren für Son-
dernutzungen an öffentlichen Straßen in
der Stadt Eschweiler - Sondernutzungs-
satzung - vom 17.12.2001

A 10) Änderung des Gesellschaftsvertrages
der „Wirtschaftsförderungsgesellschaft
Kreis Aachen mbH“

A 11) Änderung des Gesellschaftsvertrages
der „EWV Energie- und Wasser-Versor-
gung GmbH, Stolberg“
- Genehmigung einer dringlichen Ent-
scheidung -

A 12) Planungsangelegenheiten

A 12.1 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr.
195 -Konkordiastraße-
hier: Ergebnis der öffentlichen Aus-

legung  sow ie  Sa tzungs -
beschluss

A 12.2 Umgestaltung der K 33 - Jülicher Stra-
ße/Kochsgasse - Ortsdurchfahrt
Eschweiler

A 13) Aufhebung von gemeinschaftlichen An-
gelegenheiten in der Gemarkung
Eschweiler, Bereich Bebauungsplan-
gebiet Nr. 37 Hastenrather Weg/Am
Kalkofen;
hier: Erlass einer Satzung

A 14) Zukunftsinitiative im Aachener Raum
e.V. als Gründungsgesellschafter der
Gesellschaft EuRegionale 2008 mbH

A 15) Jugendhilfeplan, Bereich: Kindertages-
einrichtungen;
hier: Fortschreibung 2002 - 2004

A 16) Finanzangelegenheit Koch;
hier: Allgemeiner Sachstandsbericht

A 17) Anfragen und Mitteilungen

A 17.1 Zweckverband Städteregion Aachen
- Sachstandsbericht -

B) Nichtöffentlicher Teil

B 1) Finanzangelegenheit Koch

B 2) Neuordnung der Energiewirtschaft im
Kreis Aachen

B 3) Übertragung der Unterhaltung der Kreis-
straßen seitens des Kreises Aachen auf
die kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden
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B 4) Städt. Wohnungsbestand

B 5) Grundstücksangelegenheiten

B 5.1 Verkauf eines städt. Gebäudes einschl.
Grundstück

B 5.2 Verkauf eines Baugrundstückes im
Plangebiet Nr. 37 - Kalkofen -

B 6) Vergabeangelegenheiten

B 6.1 Kanalsanierung „Siedlung Jägerspfad“

B 7) Anfragen und Mitteilungen

Eschweiler, 14.06.2002

Bertram
Bürgermeister

49

Der Bürgermeister

Bekanntmachung

Gemäß § 74 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen
(VwVfG NW) vom 12.11.1999 wird hiermit öffent-
lich bekanntgemacht:

Mit Schreiben vom 06.03.2002 hat die RWE
Rheinbraun AG bei der Bezirksregierung Arns-
berg die Verlängerung der wasserrechtlichen
Erlaubnis gem. § 7 Wasserhaushaltsgesetz zum
Entnehmen und Ableiten von Grundwasser für
die Entwässerung des Braunkohlentagebaus
Inden beantragt. Die bisherige Erlaubnis des
ehemaligen Landesoberbergamts NRW für die
Sümpfung der Tagebaue Inden I und Zukunft-
West vom 29.12.1987 ist bis zum 31.12.2005
befristet. Gegenstand des o.a. Antrages ist eine
Grundwasserentnahme von bis zu 135 Mio. m³/a
aus den Grundwasserleitern 18/16 bis 5 für die
Fortsetzung der bergbaulichen Sümpfungsmaß-
nahmen für den weiteren Betrieb des Braunkoh-
lentagebaus Inden bis voraussichtlich zum Jahr
2031. Die Grundwasserentnahme zu dem vor-
genannte Zweck findet im Bereich bei und zwi-
schen den Ortschaften Aldenhoven im Nordwe-
sten, Lamersdorf, Lucherberg und Merken im

Süden, Schophoven im Osten sowie Kirchberg
und Bourheim im  Norden durch in diesem Be-
reich zu betreibenden Brunnen statt. Die bean-
tragte Grundwasserentnahme wird auch außer-
halb des Abbaugebietes, das durch den am
23.01.1989 aufgestellten Braunkohlenplan Inden,
Räumlicher Teilabschnitt II, festgelegt worden
ist, zu Absenkungen des Grundwasserspiegels
führen. Im oberen Grundwasserstockwerk kön-
nen Grundwasserabsenkungen von über 1 m im
Gebiet zwischen Gangelt und Birgden im Norden
und Düren im Süden auftreten, schwerpunktmä-
ßig im Bereich südlich von Jülich bis zum Stadt-
gebiet von Düren. Für die tieferen Grundwasser-
stockwerke 9B und 8 ist mit Grundwasserabsen-
kungen von mehr als 10 m schwerpunktmäßig
zwischen Jülich und in etwa der Autobahn A 4
zu rechnen; Absenkungen über 1 m sind im Ge-
biet zwischen Gangelt und Birgden im Norden
und Düren im Süden zu erwarten.

Für die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaub-
nis ist gemäß § 45 Absatz 3 des Wassergeset-
zes für das Land Nordrhein- Westfalen
(Landeswassergesetz- LWG) eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen. Nach § 9 des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung
ist die Öffentlichkeit zu den Auswirkungen des
Vorhabens auf die Umwelt anzuhören. Das Vor-
haben wird hiermit entsprechend § 73 Abs. 3 bis
5 VwVfG NW bekannt gemacht.

Die Antragsunterlagen liegen in der Zeit vom 

20. Juni bis 19. Juli 2002

im Rathaus der Stadt Eschweiler, Rathaus-
platz 1, 52249 Eschweiler, Zimmer-Nr. 481
während der Dienststunden aus. Die Dienststun-
den sind:

Montag bis Mittwoch 
8.30- 12.30 Uhr und 13.30- 16.30 Uhr

Donnerstag 
8.30- 12.30 Uhr und 13.30- 17.45 Uhr

Freitag 8.30- 12.30 Uhr

sowie bei der Bezirksregierung Arnsberg, Ab-
tei lung Bergbau und Energie in NRW,
Goebenstr. 25,44135 Dortmund zur allgemeinen
Einsichtnahme aus. Einwendungen zu den Um-
weltauswirkungen des Vorhabens können bei
den Auslegungsstellen bis zu vier Wochen nach
Ablauf der Auslegungsfrist - also bis zum 16.
August 2002 - schriftlich oder zur Niederschrift
erhoben werden. Es wird darauf hingewiesen,
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dass Einwendungsschreiben an die Antragstel-
lerin zur Stellungnahme weitergegeben werden.
Auf Verlangen der Einwender werden dabei de-
ren Name und Anschrift unkenntlich gemacht
werden, soweit die Angaben nicht zur Beurtei-
lung des Inhaltes der Einwendung erforderlich
ist. Es wird ferner darauf hingewiesen, dass

a) die Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, von dem Erörterungstermin
durch öffentliche Bekanntmachung be-
nachrichtigt werden können,

b) die Zustellung der Entscheidung über
die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden kann,

wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zu-
stellungen vorzunehmen sind. Bei Ausbleiben
eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann
auch ohne ihn verhandelt werden.

Eschweiler, 17. Juni 2002

Bertram
Bürgermeister


